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Wiedervorlage  

Aktenzeichen  

Bezug-Nr.  

Fraktion Fraktion B90/GRÜNE 

 Dr. Seidel, Elke 

 

Beratungsfolge Termin Status 

Ausschuss für Klimaschutz, Umwelt, Recht, Bauen 
und Landwirtschaft 

24.04.2024 öffentlich vorberatend 

Ausschuss für Soziales und Arbeitsförderung 07.05.2024 öffentlich vorberatend 

Kreisausschuss 08.05.2024 öffentlich vorberatend 

Kreistag  23.04.2024 öffentlich beschließend 

   
Betreff: 

9. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung des Landkreises Potsdam-Mittelmark 

 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Kreistag beschließt die anliegende "Neunte Satzung zur Änderung der Hauptsatzung des Landkreises 
Potsdam-Mittelmark". 
 
 
Begründung:  
 
In der Kreistagssitzung am 6.12.2023 ist die Achte Satzung zur Änderung der Hauptsatzung des 
Landkreises Potsdam-Mittelmark beschlossen worden (DS Nr. 2023/593). Der ursprünglich deutlich 
umfangreichere Beschlussvorschlag der Verwaltung war in der Sitzung des Kreisausschusses am 
23.11.2023 auf den die Veröffentlichungen betreffenden Teil reduziert worden. 
Der Handlungsbedarf alle weiteren Änderungsvorschläge betreffend besteht nach wie vor. 
 
Mit dem vorliegenden Antrag soll der Vorschlag der Verwaltung, den § 23 (Beirat für Menschen mit 
Behinderung) betreffend, unter Berücksichtigung des dazu gestellten Änderungsantrages der CDU (DS Nr. 
2023/613), aufgegriffen werden. 
 
Der Beirat für Menschen mit Behinderung existiert bisher nur auf dem Papier - obwohl in der Hauptsatzung 
festgeschrieben, ist es in der Vergangenheit nicht gelungen, ihn ins Leben zu rufen. Damit fehlt ein wichtiges 
Instrument zur Vertretung der Interessen von Menschen mit Behinderung im Landkreis. 
Dieses Manko soll mit dem vorliegenden Antrag ausgeglichen werden, indem die Ausführungen zum 
Zwecke der Umsetzung deutlich konkreter und detaillierter formuliert werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
Hinweis: 
Gemäß § 4 Abs. 2 S. 1 i. V. m. § 131 Abs. 1 BbgKVerf werden Änderungen der Hauptsatzung mit der 
Mehrheit der gesetzlichen Anzahl der Mitglieder des Kreistages beschlossen. Es sind daher - unabhängig 
von der Zahl der Anwesenden - mindestens 29 Ja-Stimmen erforderlich. Zum Nachweis wird die Zahl der Ja-
Stimmen ausgezählt und im Protokoll notiert. 
 
 
 
Verteiler nach Beschlussfassung: FD 01, BCVS 
 
 
 
 
 
gez.  
Ulrike Wunderlich 
Abgeordnete der Fraktion B90/GRÜNE        
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